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Gendiagnostikgesetz
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte bei einer Vereinbarung oder Maßnahme, insbesondere bei der
Begründung des Beschäftigungsverhältnisses, beim beruflichen Aufstieg, bei einer Weisung oder der
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses nicht wegen ihrer oder der genetischen Eigenschaften
einer genetisch verwandten Person benachteiligen. Dies gilt auch, wenn sich Beschäftigte weigern,
genetische Untersuchungen oder Analysen bei sich vornehmen zu lassen oder die Ergebnisse bereits
vorgenommener genetischer Untersuchungen oder Analysen zu offenbaren.

(2) Die §§ 15 und 22 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes gelten entsprechend.
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